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Solarkollektoren: Förderprogramm gestoppt 


Photovoltaikanlagen: Förderprogramm gekürzt 


Urteil: Anschluss- und Benutzungszwang


Urteil: Haushaltsnahe Dienstleistungen


Forschungsanstalt Weihenstephan: Tag der offenen Tür


Forschungsanstalt Weihenstephan: 10. Gemüsebautag

Haushaltssperre beim Marktanreizprogramm beschlossen

Der Deutsche Bundestag hat mit dem Bundeshaushalt 2010 eine qualifizierte Haushaltssperre beim Marktanreizprogramm für erneuerbare Energien beschlossen. Das Bundesumweltministerium hat sich in den vergangenen Wochen intensiv um eine Aufhebung dieser Haushaltssperre bemüht und einen entsprechenden Antrag beim Bundesfinanzministerium gestellt. Die Weiterleitung dieses Antrags an den Haushaltsausschuss wurde vom Bundesfinanzministerium jetzt abgelehnt. 

Die Haushaltssperre hat die Einstellung der Förderung für Solarkollektoren, Biomasseheizungen und Wärmepumpen zur Folge. Konkret bedeutet das: Ab sofort können für Solarkollektoren, Biomasseheizungen und Wärmepumpen keine Investitionszuschüsse mehr gewährt werden. Mit den Förderanträgen, die in diesem Jahr bereits beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) eingegangen sind, sind die für 2010 noch zur Verfügung stehenden Fördermittel bereits aufgebraucht. Ab sofort können daher auch keine neuen Förderanträge mehr entgegengenommen werden. 
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Novelle des Erneuerbare Energien Gesetzes beschlossen

Der Deutsche Bundestag hat am 6. Mai 2010 die Novelle des Erneuerbare Energien Gesetzes (EEG) beschlossen. Damit werden die Vergütungen für Anlagen zur Erzeugung von Solarstrom auf Gebäuden und Freiflächen zum 1. Juli 2010 deutlich abgesenkt. 

Die Korrektur der Vergütungen wurde notwendig, da im vergangenen Jahr die Marktpreise um rund 30 Prozent gesunken sind. Deshalb wird nun ab Juli 2010, zusätzlich zur ohnehin im EEG angelegten Degression, die Einspeisevergütung für Photovoltaik-Dachanlagen um 16 Prozent gesenkt. Damit wird Solarstrom aus Dachanlagen je nach Größe nur noch zwischen 26,14 und 32,88 Cent je Kilowattstunde vergütet. Für Freiflächenanlagen allgemein wird die Einspeisevergütung um 15 Prozent reduziert und sinkt damit auf 24,16 Cent je Kilowattstunde. Die Förderung von Solarparks auf Konversionsflächen wird ab Juli um elf Prozent auf 25,30 Cent je Kilowattstunde sinken. Photovoltaik-Anlagen auf Ackerflächen werden ab 2011 komplett aus der Förderung genommen.
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Pflicht zur Einleitung von Niederschlagswasser in öffentliche Entwässerungsanlage nur bei besonderer Rechtfertigung

Art. 24 Abs. 1 Nr. 2 der Gemeindeordnung ermächtigt die Gemeinden, durch Satzung aus Gründen des öffentlichen Wohls den Anschluss an die gemeindliche Entwässerungseinrichtung vorzuschreiben und die Benutzung dieser Einrichtung zur Pflicht zu machen. Diese Ermächtigungsgrundlage bezieht sich dabei nicht nur auf das Schmutzwasser, sondern auch auf das auf dem Grundstück anfallende Niederschlagswasser. Ohne Bedeutung ist auch, ob die Abführung des Schmutzwassers und des Niederschlagswassers technisch in einem Misch- oder einem Trennsystem erfolgt.

Voraussetzung für die Einbeziehung des Niederschlagswassers in den Anschluss- und Benutzungszwang ist jedoch, dass dies aus Gründen des öffentlichen Wohls erforderlich ist. Denn das abfließende Niederschlagswasser ist im Allgemeinen nur gering belastet oder verschmutzt und könnte daher grundsätzlich auch schadlos und günstiger beseitigt werden, indem es versickert oder in oberirdische Gewässer eingeleitet wird. 

Die Verpflichtung zur Einleitung von Niederschlagswasser in eine öffentliche Entwässerungsanlage bedarf nach einer Entscheidung des Bayerischen Verfassungsgerichtshofes vom 10.11.2008 (Vf. 4-VII-06) daher einer besonderen Rechtfertigung. Dafür kommen nach Ansicht des Gerichts vor allem Gesichtspunkte der Volksgesundheit in Betracht. Fiskalische Gründe alleine vermögen den Anschluss- und Benutzungszwang hingegen nicht zu legitimieren.

Rainer Schmitt
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Auch Altenheimbewohner können haushaltsnahe Dienstleistungen steuerlich absetzen

Der Gesetzgeber sieht vor, dass haushaltsnahe Dienstleistungen unter bestimmten Bedingungen steuerlich geltend gemacht werden können. Der Bewohner eines Wohnstifts für Senioren vertrat die Meinung, diese Regelung müsse auch für ihn gelten. Nach Information des Infodienstes Recht und Steuern der LBS konnte er sich schließlich vor der höchsten Instanz durchsetzen – mit Folgewirkung für ähnlich gelagerte Fälle.

(Bundesfinanzhof, Aktenzeichen VI R 28/08)

Der Fall: Ein Bürger kann auf Antrag seine Einkommensteuer vermindern (um 20 Prozent, höchstens 600 Euro), wenn er im Erklärungsjahr Geld für so genannte haushaltsnahe Dienstleistungen ausgegeben hat. Dazu gehören die Zubereitung von Mahlzeiten, die Wäschepflege, das Putzen und die Versorgung von kranken Haushaltsangehörigen durch Dritte gegen Bezahlung. Grundsätzlich muss eine „hinreichende“ Nähe zur konkreten Haushaltsführung bestehen. Genau das sah der Altenheimbewohner bei sich als gegeben an, er konnte die Leistungen (für Hausmeister, Reinigung, Etagendamen, Botengänge) exakt beziffern und machte sie deswegen in seiner Steuererklärung geltend. Das Finanzamt wollte dies nicht anerkennen, es kam zu einem Rechtsstreit.

Das Urteil: Ein solcher Haushalt im Sinne des Gesetzes könne auch in einem Seniorenstift geführt werden, entschied der Bundesfinanzhof. Selbstverständlich müssten alle üblichen Rahmenbedingungen erfüllt sein. Das bedeutet, dass dem Fiskus Rechnungen vorgelegt werden müssen, aus denen die erbrachten Leistungen klar zu erkennen sind. Der Betrag darf außerdem nicht bar bezahlt worden sein. Aus den Schreiben des Wohnstiftbetreibers, so der BFH, ließen sich „Erbringer und Empfänger der haushaltsnahen Dienstleistung, Art, Zeitpunkt und Inhalt der Dienstleistung sowie die dafür vom Steuerpflichtigen jeweils geschuldeten Entgelte entnehmen“. 
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Tag der offenen Tür in Weihenstephan

Die Forschungsanstalt für Gartenbau Weihenstephan (FGW) öffnet ihre Türen

wieder für alle Interessierten. Am Samstag, den 26. Juni 2010 wird es einen

Tag der offenen Tür mit einem umfangreichen Programm geben.

Unter www.hswt.de/fgw finden Sie das Programm als pdf-Datei.

 nach oben

10. Weihenstephaner Gemüsebautag für den Freizeitgartenbau

An der Staatlichen Forschungsanstalt für Gartenbau Weihenstephan findet am Samstag, den 24. Juli 2010, der 10. Weihenstephaner Gemüsebautag für den Freizeitgartenbau (Hobbygemüsebautag) statt. Das Thema lautet: Kampf gegen Windmühlen? Erfolgreicher Pflanzenschutz im Gemüsegarten.

In den Vorträgen am Vormittag vermitteln Ihnen Fachreferenten ihr Wissen unter anderem im Bereich Schneckenbekämpfung, Kraut- und Braunfäule, Resistenzzüchtung und dem Einsatz von Pflanzenstärkungsmitteln. Nachmittags können Sie bei einem geführten Rundgang auf den Versuchsflächen im Gelände Am Staudengarten die Auswirkungen von kulturtechnischen Maßnahmen, Sortenwahl und weiteren Behandlungsmöglichkeiten auf Wuchs, Gesundheit und Qualität verschiedener Gemüsekulturen persönlich begutachten. Weiterhin bieten Ihnen zahlreiche Informationsstände und Poster vertiefendes Hintergrund- und Detailwissen rund um den Pflanzenschutz.

Termin: Samstag, 24. Juli 2010, 9.00-16.00 Uhr

Ort: Hörsaal 14 der Hochschule Weihenstephan-Triesdorf, Am Hofgarten 10

Teilnahmegebühr: 20,- € (inkl. Seminarmappe)

Anmeldung: Tel. 08161/71-3366 (vormittags), 

E-Mail: veranstaltungen.fgw@hswt.de

Das genaue Programm finden Sie in Kürze unter:

www.hswt.de/fgw/termine
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